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12 Y Uhr. 


Regierungs⸗Kommiſſare. a 


zugewieſen. 


Wiesbaden und Kiel). 
Schlußberathung erledigt werden. 
eferenten behält der Präſident ſich vor. 


fortgeſetzt — Spezial⸗Diskuſſion. 


prache gelehrt wird. 


on der Erfolglosigkeit desſelben überzeugt ſei. 
Kom 

en Beſtimmungen. 
d. 


gt für die Rechtswiſſenſchaft. 
und ſeinem 


agen werden. 
einen 


He emerkt, daß man uns nicht den Vorwurf des Par- 


Arie: daraus machen könne, wenn das Geſetz die 
ſte des Studiums auf einer preußiſchen Univerſität 
ge Dem dreijährigen Studium ſchließe die Re- 
an ſich an, damit der junge Mann nicht zu lange 

72 Taſche des Vaters lebe. 

% Abg. Graf Wintzigerode erklärt ſich für ein 
Verjäprigeg ein * GR 
feine Der Juſtizminiſter ſpricht dem Abg. Gneift 
Wer Dank aus, weil es für die Regierung von hohem 
— ſei, ſich in Uebereinſtimmung wit einem der an- 
Kim ten Rechtslehrer zu befinden. Nur mit der Bes 
fagnig w jet er nicht einverſtanden, daß es in die Be- 
dorge es Juſtizminiſters geftellt fein ſolle, von dem 
asi chriebenen dreijährigen Rechtsſtudium einen ange- 
tijähen Zeitraum zu erlaſſen. Halte man einmal ein 
erfor, "ges Studium für nothwendig, jo ſei es auch 
fu I davon nicht abzugehen. Er wünſche alſo die 
re nicht, könne aber nicht dagegen proteſtiren, 
fie ihm dennoch gegeben werde. 
Komm Achen bach vertheidigt die Beſtimmung des 
ersten. ons- Vorſcllages, daß das Studium an Uni⸗ 
gele 11 erfolgen könne, an denen in deutſcher Sprache 
N Nu e Eine freie Bewegung jei für den jun- 
die 3 15 dringend wünſchenswerth, ein Nachtheil für 
Ründın nft des Juriſten liege darin unter keinen Um- 

n. 

Die Disluſſton wird geſchloſſen. ö 
Niet Vericpterftätter Abg. Laster rechtfertigt 
Lehn ch die Kommiſſions-Vorſchläge. Wo ein tüchtiger 
und . ſungire, da werden die Studenten hinſtrömen 
Schon ieſe Freiheit wolle die Kommiſſion ihnen laſſen. 
das J, HE ſtände ihnen für die erſten drei Semeſter 
fie 8 zu, hinzugehen, wohin ſie wollen und gingen 
ge 9 etwa nach Dorpat? Abg. Reichenſperger habe 
das Kerle, daß nach Ablegung aller Examina erft 
Man Fri angehe und darin habe er volles Recht. 
wo fie oe den Studenten zutrauen, daß fie wüßten, 
hip, 2 am beiten vorbereiten könnten. Die Befug- 
erden 72 dem Juſttzminiſter zur Dispenfation erthellt 

olle, werde nicht dem Juſtizminiſter zu Liebe, 


Stettiner 


Präſident v. Forckenbeck eröffnet die Sitzung um 
Am Miniſtertiſche: Dr. Leonhardt und mehrere 


Vom Herrenhauſe ſind verſchiedene Geſetzentwürſe 
eingegangen. Dieſelben werden den betr. Kommiſſionen 


Vor dem Eintritt in die Tagesordnung bittet der 
Juſtizminiſter um die Erlaubniß, einen Geſetzent⸗ 
wurf einzubringen. (Große Hiiterkeit.) Derſelbe über⸗ 
reicht demnächſt einen Geſetzentwurf, betr. die Ergänzung 
und Abänderung des Geſetzts vom 12. Mai 1851 
wegen Anſatz und Erhebung der Gebühren der Rechts⸗ 
anwälte (für die Bezirke der Appellationsgerichte Kaſſel, 
Der Geſetzentwurf ſoll durch 
Die Ernennung des 


Es wird hierauf die geſtern abgebrochene Bera- 
thung des Geſetzentwurfes, betr. die Juriſtiſchen Prü⸗ 
ngen und die Vorbereitung zum höheren Juſtizdienſt 


g. 1 beſtimmt, daß zur Bekleidung der Stelle 
eines Richters, Staateanwaltes, Rechtsanwaltes oder 
otars die Zurücklegung eines dreijährigen Rechts ⸗ 
ſtudiums auf einer Univerſität und die Ablegung zweier 
juriſtiſcher Prüfungen erforderlich fein fol. Die Juſtiz⸗ 
ommiſſion des Abgeordnetenhaujes hat die Beſtimmung 
Nugefügt, daß von dleſem dreijährigen Zeitraum min⸗ 
eſtens drei Halbjahre dem Rechtsſtudium auf einer Uni⸗ 
verſttät gewidmet fein müſſen, an welcher in deutſcher 


Abg. Colberg erachtet eine vierjährige Studien ⸗ 
zeit auf der Undverſität, wie die urſprüngliche Regierungs- 
vorlage es vorgeſchlagen, für erforderlich, erklärt jedoch 
ein Amendement dahin nicht ſtellen zu wollen, weil er 


Abg. Gneiſt erklärt ſich im Allgenteinen für die 
miſſions-Vorſchläge, mit Ausnahme der angeführten 
Allerdings habe der Vorſchlag 
er Kommiſſton nicht wenige Sympatbien für ſich, wenn 
das Studium nicht an einer preußischen oder deutſchen, 
h nur an einer Univerſität abſolvirt zu werden 

rauche, an welcher in deutſcher Sprache gelehrt werde. 

lein dieſer kosmopolitiſche Standpunkt ſei nicht berech⸗ 
Dem preußiſchen Staate 
Bedürfniſſe müſſe entſchieden Rechnung ge- 
Die Anforderungen, welche man an 
preußiſchen Juriſten ſtellen müſſe, lönnten nicht 


al werden durch ein Studium z. B. auf der Uni⸗ 
yotät in Dorpat. Er werde deshalb gegen dieſes 
linea ſiimmen. 


er Der Reg.⸗Komm. Geh. Juſtizrath Friedberg 
fürwortet die Herſtellung der Regierungsvorlage, indem 
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Seitung. 


Abendblatt. Mitt doch, den 24, Februar 


Pre is in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertelj. 1 Thlr. 7½ Sgr. 
monatlich 12 ½ Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1869. 


Thlr. (für einen Miniſterialdirektor, 10 vortragende 
Räthe und 14 Expedienten), für die Geſandtſchaften 
515,370 Thlr., für geheime Ausgaben 16,000 Thlr. 
— Auch heute iſt noch nichts Näheres über den Ter⸗ 
min für den Schluß des Landtags oder die Einberufung 
des Reichstags bekannt und ſind daher die betreffenden 
Nachrichten der Zeitungen vorerſt als bloße Vermuthungen 
anzuſehen. Wenn die Organe der äußerſten Linken 
übrigens fortfahren, die Seſſion als eine unfruchtbare 
zu bezeichnen, jo iſt dem gegenüber doch daran zu er⸗ 
innern, daß eine große Anzahl Vorlagen, die im In⸗ 
tereſſe des Staats oder der einzelnen Provinzen liegen, 
zum Austrag gebracht worden ſind oder noch werden. 
— Weitere Berichte aus den Provinzen machen Mit- 
theilungen über den Stand der Winterſaaten. Hiernach 
iſt derſelbe ein ſehr günſtiger in den Reglierunge bezirken 
Potsdam, Frankfurt, Magdeburg, Hannover und Min⸗ 
den. Aus dem Regierungsbezirle Gumbinnen wird ge⸗ 
meldet, daß er augenſcheinlich noch ein ganz günſtiger 
iſt. Hält man die bis jetzt eingegangenen Berichte zu⸗ 
ſammen, ſo darf mit Recht vorausgeſetzt werden, daß 
ſich ein gleiches Ergebniß anch in den Landestheilen 


waltungsbehörde ſoll nicht eher erfolgen, als bis der 

Refendar mindeſtens ein Jahr bei den Juſtizbehörden 
Gerichten und Staatsanwaltſchaft) gearbeitet hat.“ 

Abg. v. Seydewitz beantragt: 1) in F. 6 ſtatt 


ſondern den Studenten zu Liebe ertheilt, damit dieſelben 
nicht ihre koſtbare Zeit einer ſchematiſchen Regel wege 
verlieren möchten. N 

Bei der Abſtimmung wird der §. 1 überall nach 
dem Kommiſſionsvorſchlage angenommen. „drei Jahre“ zu ſetzen: „vier Jahre“. 

§. 2. „Die erſte Prüfung iſt bei einem Appella⸗ 2) Im $. 7 ſtatt der Schlußworte „Rechtsan⸗ 
tionsberichte, die zweite — große Staatsprüfung — walte ze." zu ſetzen: „Rechtsanwalten, bei Notaren und 
bei der für die ganze Monarchie eingeſetzten Juſtiz- auch bei einer Verwaltungsbehörde für die Dauer eines 
Prüfungs⸗Kommiſſion abzulegen.“ Jah es zu bejchäftigen. 

Abg. Tweſten beantragt: I. den $. 2 dahin Abg. Windth orſt (Meppen) beantragt zu den 
zu faſſen: „die erſte Prüfung iſt bei einem der vom Amendements v. Seydewitz und Leſſe die Einfügung 
Juſtizminiſter im Regulativ zu beſtimmenden Appellations- hinter „auch“ und „ein Jahr“: „dafern ſie es be⸗ 
gerichte abzulegen. Als Examinatoren fungiren Mit⸗ Intragen.“ 
glieder der Appellationsgerichte, welche von dem Juſtiz⸗ 1 Zu dieſem Paragraphen melden ſich eine große 
miniſter auf beſtimmte Zeit ernannt werden, und Unis Hahl von Rednern. 5 
verſitäts⸗Dozenten der Jurisprudenz und der Staats⸗ Abg. Schröder (Königsberg) erklärt ſich für 
wiſſenſchaften.“ Und demnachſt dem . 10 der Kommiſſions⸗ Ie vierjährige Vorbereitungezeit mit dem Verwal 
Beſchlüſſe folgenden Eingang zu geben: „Die zweite | Umgsjahr. 

Prüfung — die große Staatsprüfung — iſt bei der Abg. Windthorſt (Meppen): Aeußerſt ſchwer ſei 
für die ganze Monarchie eingeſetzten Juſtiz-Prüfungs⸗ eh, tüchtige Männer zu finden, was um ſo auffallender 
Kommiſſion abzulegen.“ D eſelbe iſt eine 2c. (wie im ei zu einer Zeit, wo ſo viel gelehrt, exerzirt und 
Kommiſſions⸗Entwurf). 1 faminirt werde. Könnte man ſich daran gewöhnen, 

Abg. Windthorſt (Meppen) bekämpft dieſes Leute individuell zu erziehen, jo würden beſſere Re- herausstellen wird, aus welchen Mittheilungen noch nicht 
Amendement, ebenſo der Abg. Gneiſt. ltate erzielt werden. Es jet nicht möglich, daß die vorliegen. Bei der vorjährigen nicht ganz günftigen 

Bei der Abſtimmung wird das Amendement mit Aute Alles wiſſen, man lerne fortwährend und auch Heuernte hat man einen Futtermangel zum Frühjahre 
übergroßer Majorität abgelehnt, der S. 2 der Kom- et mache am Schluſſe jeder Landtagsſeſſion die Erfah- hin befürchtet, jedoch bei dem milden Winier iſt es 
miſſions⸗Vorſchläge angenommen. ing, daß er nicht zeitig” gelernt habe. Er würde für möglich geweſen, das Vieh ſchon ſehr früh auf die 

§. 4 beſtimmt: „Den Gegenſtand der Prüfung die vier Jahre ſtimmen, wenn er die Ueberzeugung] Weiden hinaus zu treiben, wodurch eine Futtererſparniß 
bilden die Disziplinen des öffentlichen und Privatrechts hatte, daß dieſelben wirklich für die juriſtiſche Ausbil⸗ herbeigeführt werden konnte. An dieſem Vortheile konn⸗ 
und der Rechtsgeſchichte, ſowie die Grundlagen der | dh: g verwendet würden. Dieſe Ueberzeugung habe er ten aber diejenigen Landestheile, wo der Winter natur- 
Staatswiſſenſchaft. Die Prüfung muß auf Erforſchung nicht. Wolle man die jungen Leute in der Verwal⸗ gemäß ſchärfer iſt und länger dauert, weniger Theil 
der poſitiven Kenntniſſe des Kandidaten, ſeiner Einſicht tung beſchäftigen, jo beſchäftige man fie da, wo fie beim nehmen. Deshalb hat auch die Regierung zu Gum⸗ 
in das Weſen und die geſchichtliche Entwickelung der] Völk ſtehen und das ſei bei den Landräthen und den binnen, um das in Polen vorhandene Heu den Grenz⸗ 
Rechtsverhältniſſe, ſowie darauf gerichtet werden, ob der Altern. ? freien Maſuren's zugänglicher zu machen, die Ver⸗ 
Kandidat ſich überhaupt die für ſeinen künftigen Beru Der Reg.⸗Komm. Geh. v. Wolff: Auch bei mittelung des diesſeitigen General⸗Konſulats zu War⸗ 
erforderliche allgemeine rechts- und ſtaatswiſſenſchaſtliche den Verwaltungsbehörden jolle künftig mehr als bisher ſchau bei dem ruſſiſchen Gouvernement in Anſpruch ge⸗ 
Bildung erworben habt.“ ne zurückgegriffen werden. Die Verhandlungen nommen, um an geeigneten Stellen Uebergangepunkte 


* 

Abg. Miquel bezeichnet den §. 4. als den darüber aber ſeien nicht entſcheidend geweſen für die auf der Grenze zu geflatten, damit den diesſeitigen Un⸗ 
Kardinalpunlt des ganzen Geſetzes und betont die Er- Aufnahme der Beſtimmung über das Verwaltungsjahr terthanen, der oft mehrere Meilen weite und dadurch 
ſchwerung des erſten Eramen, weil die Studenten ſich in dieſes Geſetz. Er bitte, ſich bei der Beſchlußnahme die Einfuhr das Heu äußerſt erſchwerende, wenn 
dann beſſer vorbereiten. lediglich von dem Geſichtspunkte für das Intereſſe der nicht unmoglich machende Umweg über eines der 

Der Juſtizminiſter ſtimmt dieſer Anſicht bei. | Zuftiz leiten zu laſſen, wenn ſich auch nicht verkennen wenigen ruſſiſchen Zollämter erſpart werden möchte. 
Die Erſchwerung der erſten Prüfung ſei von dem erheb- laſſe, daß die Verwaltung ein erhebliches Intereſſe daran] — Die jetzt für die Berathungen des Landes⸗Oekonomie⸗ 
lichſtem Einfluſſe. Es komme aber darauf an, wie habe. Er empfehle die Annahme der Regierungs vorlage. Kollegiums aufgeſtellte Tagesordnung, die jedoch 
examinirt werde. Es müſſe ſo eraminirt werden, daß Reichenſberger erklärt ſich gegen itert 
alles „Einpaulen“ vergeblich ſei. Er werde Hierbei Verwaltungsjahr, ebenſo der Abg. v. Unruh: Bei den 
ſeiner langen Erfahrung folgen. ſtädtiſchen Kollegien könnten die Referendarien ſchon des⸗ 

Nach einer kurzen Bemerkung des Abg. Gneiſtſ halb nicht beſchäftigt werden, weil dieſelben an den 
wird der §. 4 angenommen, ebenſo §. 5. Magiſtratsſitzungen gar nicht Theil nehmen dürften. 

§. 6 der Beſchlüſſe des Herrenhauſes beſtümmt, Das Verwaltungscecht beruhe gegenwärtig weſentlich auf 
daß derjenige, der den Grad eines Doktors der Rechte Miniſterial⸗Reſtripten und das Studium dieſes Rechtes 
auf Grund einer zurückgelegten Prüfung bei einer preu⸗ ſei nicht nöthig für den jungen Juriſten. Dieſe Art 
ßiſchen Univerſität erworben hat, durch den Juſtizminiſter des Verwaltungsrechts lerne ſich nachher noch früh genug. 
von der erſten Prüfung entbunden werden könne. Führe man die jungen Juriſten nicht da ein, wo poli⸗ 

Die Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes hat dieſen tiſche Tendenzen vorwalten, vor allen Dingen aber 
Paragraphen geſtrichen. zwinge man dieſelben nicht ein Jahr zuzubringen in der 

Abg. Haack beantragt die Wiederherſtellung des⸗ Verwaltung, welches im glücklichſten Falle verloren ſei. 
ſelben. So gut der Juſtizminiſter die Befugniß habe, (Beifall.) 
einen Theil der Studienzeit zu erlaſſen, ſo gut könne Die Diskuſſion wird geſchloſſen und nachdem der 
man ihm auch die Befugniß ertheilen, ein Examen zu Reſerent Abg. Lasker die Kommiſſionsfaſſung verthei⸗ 
erlaſſen. Der Reg.⸗Komm. Friedeberg unterſtützt digt, erklärt Abg. Miquel, daß er ſein Amendement 
dieſen Antrag. Die Abgg. Gneiſt und Windthorſtſ zurückziehe, weil er keine Gelegenheit gehabt habe, das⸗ 
(Meppen) erklären ſich dagegen. §. 6 wird geſtrichen. ſelbe zu begründen. 

§. 7 (etzt H. 6) lautet nach der Kommiſſtons⸗ Bei der Abſtimmung werden sämmtliche Amende⸗ 
faſſung: „Referendarien müſſen, bevor fie zur zweiten ments abgelehnt. Die 88. 6 und 7 der Kommiſſions⸗ 
— der großen Staatsprüfung — zugelaſſen werden Beſchlüſſe werden angenommen. 
lönnen, eine Vorbereitungszeit von drei Jahren im Die Berathung wird vertagt. — Schluß der 
praltiſchen Dienſte zurückgelegt haben.“ Sitzung gegen 3%, Uhr. — Nächſte Sitzung: Mittwoch 

$. 7: „Sie find während dieſer Vorbereitungszeit 10 Uhr. — Tagesordnung: Reſt der heutigen. 
bei Gerichten erſter und zweiter Inſtanz, bei der Staats⸗ Der Juſtizminiſter entſchuldigt ſich ſchließlich, daß 
anwaltſchaft, bei Rechtsanwalten und Notarien zu be- er in der morgenden Sitzung nicht erſcheinen könne, 
ſchäftigen.“ (Die Kommiſſion hat hier das ſogenannte weil im Herrenhauſe ſechs wichtige Geſetzentwürfe, ſein 
Verwaltungsjahr geſtrichen.) Hierzu liegen folgende An- Reſſort betreffend, zur Berathung gelangen. 
träge vor. 1) Abg. Tweſten beantragt: „Dem §. 7 hin-| 4 


3 2 40 a Deutſchland. 
zuzufügen: „Die Beſchäftigung bei Rechtsanwälten ſoll O Berlin, 23. Februar. Dem Bundesrathe 
mindeſtens ein Jahr dauern. 


x \ iſt jetzt die bereits angekündigte Vorlage eines diesſei⸗ 
Abg. Leſſe beantragt: 1) in S. 6 der Kom- tigen Reichstagswahlgeſezes gemacht worden. In den 
miſſionsvorſchläge ſtatt „drei Jahren“ zu ſetzen : „vier Motiven iſt hervorgehoben, daß bei den verſchiedenen 
Jahren“, 2) den 8. 7 der Kommiſſionsvorſchläge fol- | Wahlgeſeten der einzelnen Bundesſtaaten die gleichmäßige 
gendermaßen zu faſſen: „Sie ſind während dieſer Vor⸗ Grundlage für die Zuſammenſetzung des Reichstags fehlt 
bereitungszeit zwei Jahre bei Gerichten erſter und zwei- | und daß dieſe durch das neue Geſetz gewonnen werden 
ter Inſtanz und bei einer Staate anwaltſchaſt, ein Jahr ſoll. Es wird als wünſchenswerth bezeichnet, daß das 
bei Rechtsanwalten und Notaren, und ein Jahr bei Geſetz noch im Laufe der nächſten Seſſion zu Stande 
einer Verwaltungsbehörde, hiervon jedoch mindeſtens kommt, da der jetzige Meichstag jetzt ſeine vorletzte Seſ⸗ zu tragen. — Von einem Beſchluſſe der Regierung in 
neun Monate bei einer kollegialiſchen, ſtaatlichen oder | ion hält. Desgleichen it dem Bundesrath ein Geſent der Frankfurter Rezeß-Angelegenheit iſt entgegen andern 
ſtädtiſchen Verwaltungsbehörde zu beſchaftigen.“ x ‚vorgelegt worden, nach welchem der Etat der a Nachrichten bis jetzt hier noch nichts bekannt. 
Die Abgg. Miquel und v. Puttkammer = 


1) Mittheilungen des Vorſitzenden, 2) Bericht der 
Kommiſſion zur Vorberathung der Realkreditfrage, 3) 
Bericht der Kommiſſion zur Prüfung der Frage, welche 
Maßregeln gegen die Verbreitung der Schafpocken⸗Krank⸗ 
heit zu empfehlen ſind, 4) Bericht der Kommiſſion zur 
Beurtheilung der in Folge des Preisausſchreibens Seitens 
des landwirthſchaftlichen Miniſters am 12. Auguſt ein- 
gegangenen Konkurrenzſchriften über die Traberkrankheit 
der Schafe, 5) Bericht der Kommiſſion zur Beurthei⸗ 
lung der in Folge des Preisausſchreibens des Kurato⸗ 
riums der Koppeſtiftung vom 29. Januar 1867 ein- 
gegangenen Konkurrenzſchriſten, betreffend ein Lehrbuch 
der Landwirthſchaft für den kleinen nicht wiſſenſchaftlich 
gebildeten Landwirth, 6) Antrag, betreffend die Ueber⸗ 
laſſung von Stuten aus den Remonte-Depots zu Züch⸗ 
tigungszwecken, 7) Antrag, dahin zu wirken, daß bei 
allen eintretenden Eruptionen der Schafpockenſeuche die 
zur Abwehr derſelben erlaſſenen polizeilichen Beſtimmun⸗ 
gen durchweg zur Ausführung gebracht werden, 8) An⸗ 
trag, betreffend die Traberkran heit der Schafe, 9) An- 
trag, betreffend die Gülich'ſche Kartoffel⸗Anbau⸗Methode, 
10) Tagesbericht. — Die vertraulichen Beſprechungen 
über die neue Kreisordnung nehmen ihren Fortgang. 
In den geſtrigen Berathungen mit den Mitgliedern des 
Abgeordnetenhauſes ſind die allgemeinen Erörterungen zu 
Eude geführt worden. Es iſt erfreulich zu konſtatiren, 
daß dieſe Angelegenheit von Seiten der öffentlichen 
Meinung eine immer vorurtheilsfreiere und unbefangenere 
Beurtheilung findet. Selbſt in liberalen Blättern, wie 
die „Köln. Ztg.“, der „Elberfelder Ztg.“ u. ſ. w. wird 
bemerkt, daß die Vorlage zwar nicht den extremen Wün⸗ 
ſchen Genüge leiſte (was übrigens wohl nur zu Gun⸗ 
ſten der Vorlage ſpricht), daß ſie aber einen entſchiedenen 
Schritt auf dem Wege der Reform kundgebe. Auch 
die Stimmung unter den berufenen Vertrauensmännern 
iſt beſonnen und wohlwollend: es wird von Seiten der⸗ 
ſelben allgemein anerkannt, daß die Regierung beſtrebt 
iſt, den wirklichen Bedürfniſſen nach Reform Rechnung 


tigen Angelegenheiten auf den Bund übertragen werden Berlin, 24. Februar. Se. Maj. der König 
antragen 1) zum §. 6 des Kommiſſionsberichts ſtatt ſoll. Die Veränderung wird durch die Thatsache vr. 
der Worte „von drei Jahren“ zu ſetzen: „von vier tivitt, daß der Bund den Charakter einer völkerrecht⸗ Varauf Unterredungen mit dem kommandirenden General 
Jahren“. 2) zum §. 7 des Kommiſſionsberichts den lichen Perſönlichkeit an ſich trägt und daß es demnach des 7. Armeekorps v. Zaſtrow und dem Oberpraſiden⸗ 
Paragraphen wie folgt zu faſſen: „§. 7. Sie ſind angemeſſen iſt, daß die politischen Angelegenheiten des⸗ tem v. Möller. Hierauf hielten Vorträge der Polizei⸗ 
während dieſer Vorbereitungszeit zwei Jahre bei den ſelben nicht von der Behörde eines einzelnen Staates, Präſident v. Wurmb und Chef der des Militär-⸗Kabinets 
Gerichten erſter und zweiter Inſtanz, bei der Staats- ſondern von einer dem Bunde ſelbſt angehörigen Be- v. Tresckow. Nachmittags ſtattete der Fürſt v. Schwarz⸗ 
anwaltſchaſt, bei Notaren, ein Jahr bei Rechtsanwal- hörde verwaltet werden. Der Etat schließt ſich an den burg⸗Rudolſtadt einen Abſchirdsbeſuch ab und konferirte 
ten und ein Jahr bei einer ſtädtiſchen oder kollegia⸗ preußiſchen Etat der auswärtigen Angelegenheiten. Er demnächſt der König mit dem Miniſterpräſidenten Gra⸗ 
liſchen ſtaatlichen Verwaltungsbehörde zu beſchäftigen. iſt veranſchlagt an dauernden Ausgaben auf 852,730 fen Bismarck. An der Königl. Tafel erſchienen nur 
Die Beſchaftigung beim Rechtsanwalt und bei der Ver⸗ Thlr., und zwar für Beſoldungen im Miniſterium 92,450 die hohenzollernſchen Herrſchaſten. 


* 


erweitert werden kann, enthält folgende Gegenstände: 


empfing geſtern Vormittags mehrere Militärs und hatte 
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Köln, 22. Februar. Für die bei dem Theater⸗ 
brande Beſchädigten giebt ſich ein erfreuliches Mitgefühl 
kund. Am Tage des Unglücks trat ſofort ein Comité 
zuſammen, welches Beiträge einſammelt, und zwar mit 
ſo gutem Erfolge, daß an dieſem Tage ſchon die fällige 
Gage an die Choriſten und das techniſche Perſonal aus- 
bezahlt werden konnte. Heute ſind bereits weit über 
3000 Thaler, darunter 500 Thlr. durch das Haus 
S. Oppenheim jun. u. Co. und faſt 500 Thlr. durch 
die Geſellſchaft „Erholung“, gezeichnet worden. Dies⸗ 
mal wird ohne Zweifel der Neubau raſcher berathen 
und betrieben; denn am Donnerſtag wurde dem Ober⸗ 
Bürgermeiſter ein von 14 Stadtverordneten unterzeich⸗ 
neter Antrag eingereicht, welcher dahin zielt, es möge 
der Neubau als eine ſtädtiſche Angelegenheit betrachtet 
und ſowohl über die geeignete Bauſtelle, wie auch über 
die Beſchaffung der Geldmittel alsbald berathen und 
beſchloſſen werden. Die Beerdigung der Familie Back⸗ 
haus fand unter großer Theilnahme ſtatt. Heute giebt 
das Opernperſonal vor ſeinem Scheiden die letzte Vor⸗ 
ſtellung im Aktien- (dem Sommer-) Theater in Kon- 
verſationskleidern, weil die Garderobe bei dem Brande 
total verbrannte. 8 

München, 23. Februar. Die Kammer der 
Abgeordneten bat in ihrer heutigen Sitzung das Schul⸗ 
geſetz mit 114 gegen 26 Stimmen angenommen. Es 
it in demſelben die fakultative, nicht die obligatoriſche 
Theilnahme der Geiſtlichen an den Orteſchulkommiſſionen 


feſtgeſetzt. 
Ausland. 

Wien, 23. Februar. Der „Preſſe“ wird aus 
Kopenhagen telegraphiſch gemeldet: Der Verkauf der dä⸗ 
nischen Kolonien in Weſtindien an die Verein. Staaten, 
welche der Kriegsminiſter Raasloef in Washington be- 
treibt, iſt ſichergeſtellt. 5 

Peſth, 23. Februar. Die Abgeordnetenwahlen 
werden am 18. März ſtattfinden. — Der Ifraeliten⸗ 
Kongreß iſt beute geſchloſſen worden. N 

Paris, 23. Februar. In der beutigen Sitzung 
des geſetzgebenden Körpers hielt Thiers die bereits an⸗ 
gekündigte Rede gegen die Pariſer Stadtverwaltung. — 
„Public“ ſchreibt: Die belgiſche Regierung iſt gegen⸗ 
wärtig mit Abfaſſung der Beantwortung einer Depeſche 
beſchäftigt, in welcher die franzöſiſche Regierung die aus 
dem Eiſenbahngeſetz ſich ergebenden volkswirthſchaftlichen 
Fragen erörtert. 

Florenz, 23. Februar. In der heutigen 
Sitzung der Deputirtenkammer wurde das proviſoriſche 
Budget für März und April genehmigt. Der Finanz⸗ 
miniſter Graf Cambray-Digny wird gegen Mitte März 
einen Finanzbericht ausarbeiten laſſen und dann zugleich 
einen Ausweis des Staatsſchatzes und die Budgets für 
1870 vorlegen. f 

London, 23. Februar. Bis jetzt ſind 1245 
engliſche Meilen vom franzöſiſch-atlantiſchen Kabel an 
Bord des „Great Eaſtern“ gebracht. i 

Waſhington, 22. Februar. Der Präfident 
Johnſon hat gegen die Kupfertarifbill ſein Veto ein ⸗ 
gelegt und die ſelbe heute wieder an das Repräſentantenhaus 
zurückgeſchickt. — Die zur republikaniſchen Partei ge⸗ 
hörigen Mitglieder des Senats haben in einer Partei- 
verſammlung beſchloſſen, ſich im nächſten Kongreß 
bei der Berathung der Bill, durch welche die Aemter⸗ 
beſetzungsakte widerrufen werden ſoll, nicht zu be- 
theiligen. 

Pommern. 

Stettin, 24. Februar. Aus der geſtrigen 
Stadtverordneten-Sitzung berichten wir im An⸗ 
ſchluß an unſer Referat im heutigen Morgenblatte noch 
Folgendes: Der Magiſtrat legte einen im Auftrage des 
Herrn Unterrichteminiſters vom Königlichen Provinzial ⸗ 
Schul⸗Kollegio entworfenen Vertrag in Betreff der Auf⸗ 
löſung des bisher zwiſchen dem Marienſtift und der 
Stadt beſtandenen Kompatronats über das hieſige 
Gym naſium vor, welche mit dem Augenblick eintreten 
ſoll, in welchem die Stadt ein eigenes Gymnaſium 
bis incl. Tertia eröffnet, was zum 1. April beab- 
ſichtigt wird. Die Herren Tieſſen, Dr. Amelung 
und Dr. Zachartä ſtellten den Antrag, daß der Ver⸗ 
trag, der doch zu mannigfachen Bedenken Veranlaſſung 
gäbe, zunächſt der Finanz Kommiſſion zur näheren 
Prüfung überwieſen werde, worauf Herr Stadtſchulrath 
Balſam bemerkte, daß die getroffenen Feſtſetzungen auf 
Ajährigen Verhandlungen beruhten und ein Hinausſchie⸗ 
ben des Vertragsabſchluſſes für die Stadt ſchon inſo⸗ 
fern nachtheilig ſei, als dieſelbe dann den vom Staate 
zu dem neuen Gymnaſij freiwillig gewährten Zuſchuß 
von jährlich 4800 Thlrn. zeitweiſe verlöre, wogegen ſie 
jetzt aus eigenen Mitteln zu den Unterhaltungskoſten des 
Gymnaſii jährlich 6000 Thlr. zahlen müſſe. Seitens 
der Herren Dr. Wolff, Profeſſor Schmidt, Dr. 
Siewert und Keil wurde hervorgehoben, daß die 
Vertragsbeſtimmungen theilweiſe entſchieden günſtiger 
lauteten, als man vorher habe erwarten können und 
daß demgemäß kein Bedenlen obwalte, dieſelben ſofort 
zu genehmigen. Herr Schulrath Balſam fügte dem 
noch hinzu, daß auch die Klärung verſchiedener Ver⸗ 
hältniſſe (u. A. das Recht zur Berufung und Anſtellung 
der Lehrer Seitens der ſtädtiſchen Behörden ꝛc.) ihm 
ſchon als ein viel größerer Gewinn, als die aue dem 
Vertrage entſpringenden finanziellen Reſultate erſcheine. 
Bei der Abstimmung wurde der Vertrag, wie er vor⸗ 
lag, genehmigt. — Nachdem die Verſammlung bereits 
früher zur Errichtung einer „Lehrer-Fortbildungs-An⸗ 
ſtalt“ die Summe von jährlich 600 Thlrn. bewilligt 
hat, legt der Magiſtrat nunmehr einen Plan zur Er- 
richtung jener Anſtalt vor. Nach dieſem ſoll letztere mit 
dem 1. April d. Js. ins Leben treten, einen dreijäh⸗ 


rigen Kurſus und wöchentlich 8 wiſſenſchaftliche, 2 Ge⸗ 
ſang⸗ und 1 Zeichnenſtunde umfaſſen. Bei Prüfung 
dieſer Vorlage hat die Schul-Deputation mehrere Aen⸗ 
derungen vorgeſchlagen. Dieſelben erſtrecken ſich nament- 
lich darauf: 1) daß die Aufſicht über die Anſtalt nicht, 
wie der Magiſtrat vorgeſchlagen, von den an derſelben 
unterrichtenden Lehrern, ſondern von einem Kuratorium, 
beſtehend aus dem Stadtſchulrath als Magiſtrats⸗Kom⸗ 
miſſarius, zwei anderen Magiſtratsmitgliedern und zwei 
Stadtverordneten ausgeübt werden ſoll; 2) daß nicht, 
wie der Magiſtrat will, auch anderen Perſonen (außer 
den Elementarlehrern an öffentlichen und Privatſchulen), 
die Theilnahme am Unterricht geſtattet werde. Die Ver⸗ 
ſammlung genehmigte dieſe Abänderungs⸗Vorſchläge nach 
längerer Debatte. — Zur Auſtellung einer zweiten 
Lehrerin für Handarbeiten an der Schule zu Fortpreußen 
wurden 30 Thlr. pro anno bewilligt. — Vom Kir- 
chenrathe zu St. Nicolai - Johannis ſowie von einer 
Anzahl Anwohnern der Kirche iſt ein Geſuch eingereicht, 
zur Vermeidung von Verunreinigungen des Aeußeren 
der Kirche dieſelbe am öſtlichen und weſtlichen Giebel 
mit einem Gitter zu umgeben. Die Finanz-Kommiſſion 
beantragt, das Geſuch zur Rückäußerung dem Magiſtrat 
zu überweiſen, und Herr Dr. Waſſerfuhr ſtellte hierzu 
das Amendement, den Magiftrat zu erſuchen, in Erwägung 
zu ziehen, ob es nicht zweckmäßiger ſei, das Geld, 
welches das Gitter koſten würde, zur Errichtung eines 
„Piſſoirs“ in nächſter Nähe der Kirche zu verwenden. 
Herr Dr. Meyer dagegen will ſofort die zur Auf⸗ 
ſtellung zweier Gitter nöthigen Gelder dem Magiſtrat 
zur Dispoſition geftellt wiſſen. Die Verſammlung ent- 
ſchied ſich für den Antrag ihrer Finanz⸗Kommiſſion 
mit dem Amendement des Dr. Waſſerfuhr. — Die 
Stadt hat bereits am 18. Oktober 1852 mit dem 
Kahnbaumeiſter Maſche über verſchiedene zwichen Beiden 
ſtreitig geweſenen Eigenthumsrechte einen Rezeß ge⸗ 
ſchloſſen, indeſſen iſt erſt jetzt eine definitive Einigung 
über manche der Erledigung damals noch vorbehaltenen 
Punkte erzielt, und hierüber ein neues Abkommen ver⸗ 
einbart, deſſen Genehmigung der Magiſtrat bei der 
Verſammlung beantragn Referent, Herr Dr. Amelung, 
erklärte ſich außer Stande, materiell irgend welchen 
Antrag ſtellen zu können, indem zur Beurtheilung des 
Sachverhältniſſes alle Vorlagen fehlten. Er lönne viel⸗ 
mehr nur den formellen Antrag ſtellen, den Magiſtrat 
zur Vorlegung des fehlenden Materials aufzufordern 
und die Sache ſodann der Finanz⸗Kommiſſion zur 
Prüfung zugehen zu laſſen. Herr Stadtbaurath Ho- 
brecht erläuterte in einem längeren Vortrage die viel⸗ 
fachen früheren Streitigkeiten und Prozeſſe zwiſchen der 
Stadt und Herrn Maſche, welche den Letzteren zu 
großen Opfern genöthigt hätten. Es komme jetzt darauf 
an, dieſe Differenzen endlich ganz aus der Welt zu 
ſchaffen, und handle es ſich zu dieſem Zwecke zunächſt 
nur darum, Herrn Maſche einen vor ſeinem Grund- 
ſtücke an der Marienſtraße liegenden Streifen Terrain 
von circa 200 Fuß Länge und bis 10 Fuß Breite, der 
für die Stadt gänzlich werthlos ſei, unentgeltlich zu 
überlaſſen, wogegen Herr Maſche an die Stadt in der 
Holzſtraße ein mindeſtens doppelt ſo großes Terrain zur 
Straße abtrete. Auch die Herren Kämmerling und 
Leo Wolff befürworteten die Annahme des Ma- 
giſtratsantrages. Gegen denſelben, wegen mangelhaf⸗ 
ter Information, erklärten ſich indeſſen ſehr ent- 
ſchieden die Herren Dr. Zachariae und Tieſſen 
und entſchied ſich die Verſammlung ſchließlich für den 
Antrag des Referenten. — Der Rentier Siebner 
welcher von der Stadt die Parzelle Nr. 38 des ehe 
maligen Gutes Petrihof für 3029 Thlr. 27 Sgr. 6 
Pf. käuflich erworben, indeſſen bekanntlich nicht die for⸗ 
tifitatoriiche Genehmigung zur Bebauung derſelben er⸗ 
halten, hat in Folge deſſen gegen die Stadt wegen 
Aufhebung des Kaufvertrages geklagt und behauptet, 
daß er bei dem Abſchluß des Kaufgeſchäfts inſofern be- 
nachtheiligt ſei, als wie der Magiſtrat ihm des Terrain 
mit dem Rechte zur Bebauung verkauft habe. 
iſt in erſter Inſtanz jedoch abgewieſen. Referent, Herr 
Dr. Amelnng, ſpricht nun die Anſicht aus, daß die 
gegenwärtige Sachlage dazu angethan ſei, zu erwägen, 
ob es der Würde der Kommune angemeſſen erſcheine, 
weil beide kontrahirenden Theile beim Abſchluß des 
Kaufgeſchäfts ſich in dem Irrthum befunden, es werde 
der Baukonſens ertheilt werden, daß dieſelbe dieſen Käu⸗ 
fer ſowie diejenigen der übrigen, ſich in ähnlicher Lage 
befindenden Parzellen, den ihnen offenbar erwachſenen 
Schaden tragen laſſe. 
geren Antrag, der im 
der Magiftrat der Verſammlung eine Vorlage darüber 
zugehen laſſen möge, 
einer Rückzahlung der 
Zinſen erwachſen, welche Vorlage ſodann der Finanz- 
Kommiſſion zur Prüfung zu uͤberweiſen ſei. Die Dis⸗ 
tuſſion und Beſchlußfaſſung über dieſen Antrag wurde 
wegen vorgerückter Zeit bis zur nächſten Sitzung ver⸗ 
tagt. — Zu dem Verkaufe verſchiedener alter Feuer- 
löſch-Ultenſilien zum Taxwerthe von 271 Thlr. 10 
Sgr. an die Stadt Wollin und eines ausrangirten 
Waſſerwagens für 60 Tolr. an den Juhrherrn Schultz 
wurde die Genehmigung ertheilt. — 
theilte der Verſammlung zur Kenntnißnahme mit, daß 
pro 1869 5232 Steuerzahler mit 8957 Portionen 
im Betrage von 107,484 Tolr. 
als 1868) zur Kommunalſteuer eingeſchätzt find. Auf 
eine desfallſige Anfrage des 
Herr Stadtrath Theune, 
nachträglich pro 1868 mit dem früheren Satze von 
75 Portionen und pro 1869 mit 150 Portionen, die 


Portionen eingeſchätzt if. — Die Erledigung der übri⸗ 
gen auf der Tagesordnung befindlichen Berathungs⸗ 
gegenſtände mußte bei der vorgeſchrittenen Zeit vertagt 
werden. 


— Nach dem neueſten „Milit.-Wochenblatt“ iſt: haus mitverbrannt. 


v. Wichmann, Major vom 6. pomm. Inf.⸗Regt. Nr. hauptung wäre erklärt, 
v. Barfus- ein Dienſtmädchen wirklich in der Wohnung der Fami⸗ 


49, in das 6. weſtph. Inf.⸗Regt. Nr. 55, 


* 


entſetzliche Urſache zu Grunde liegt. Die Unterſuchung 
wird dies klar ſtellen. Auffallend iſt es, daß, wie man 
ſich erinnern wird, am Tage des Brandes behauptet 


wurde, es ſei auch ein Dienſtmädchen der Familie Bad- 
Die Veranlaſſung zu dieſer Be⸗ 
wenn ſich ergeben ſollte, daß 


Falkenburg, Major vom Generalſtabe des IX. Armee⸗ lie Backhaus vorhanden geweſen und nach dem Brande 


Korps, in das 6. pomm. Inf.⸗Regt. Nr. 49, Szmula, ſpurlos verſchwunden jet. 
34, Brandſtifterin wurde geſtern in zerſtörtem Gemüthszu⸗ 


Hauptm. und Komp.⸗Chef im pomm. Füſ.⸗Regt. Nr. 
unter Ueberweiſung zum großen Generalſtabe, 
Generalſtab, v. Wittich, Hauptm. vom großen General 


ſtabe, als Komp.⸗Chef in das pomm. Füſ.⸗Regt. Nr. 34, die erſte Eröffnung machte, 
verſetzt; Gentner, Hauptm. a. D., zuletzt Komp.-Führer ſchwere Sünde, 


bei der Inf. des 1. Bats. (Anclam) 1. pomm. Landw. 


in den ſtande am Rathhauſe ſitzend 


Die verhaftete angebliche 


von einer Frau betroffen 
und gefragt, was ihr fehle, worauf fie dann der Frau 
dahin gehend, daß ſie eine 
die Anzündung des Stadt⸗Theaters auf 


dem Gewiſſen habe. Die obigen Angaben und die 


Regts. Nr. 2, die Ausſicht auf Anſtellung im Civil- | gegen verſchiedene andere Perſonen in der Stadt ge⸗ 


dienſt ertheilt. 
— Es iſt in neuerer Zeit häufig vorgelommen, 
daß gewerbliche Anlagen, 


welche nach der allgemeinen und zum Theil offenbar unwahr, 


machten, wurden von einem mit den Lokalitäten des 
Stadt⸗Theaters vollſtändig vertrauten Manne geprüft 
theilweiſe ſehr un⸗ 


Gewerbeordnung und dem die Errichtung gewerblicher wahrſcheinlich befunden. Es läßt ſich alſo noch kein 


Anlagen betreffenden Geſetze vom 1. Juli 
beſonderen polizeilichen Genehmigung bedürfen, bereits 
vor ertheilter Genehmigung ganz oder theilweiſe aus- 
geführt worden ſind. 
mung, welche die nicht zuvor genehmigte Anlage, 
das Abweichen von der ertheilten Erlaubniß mit Geld⸗ 


buße bis 200 Thalern oder Gefängnißſtrafe bis zu drei grunde, 
mit dem ausdrücklichen Bemerken in zur Beruhigung gereichen, wenn ſie erfahren, 
daß bei Beurtheilung der Reſultat aller feſtgeſtellten thatſächlichen Umſtände er⸗ 
die in⸗ giebt, daß die Familie erſtickt iſt (wahrſcheinlich in ihren 


Monaten ahndet, 
Erinnerung gebracht werden, 
Geſuche um Ertheilung der Genehmigung auf 
zwiſchen erfolgte Ausführung nicht die mindeſte Rückſicht 
genommen, der Antrag vielmehr lediglich ſo behandelt 
werden wird, als wenn die Ausführung noch nicht erfolgt 
oder begonnen wäre. Uebrigens genügt bei Bauten, 
die einem der polizeilichen Genehmigung bedürfenden 
gewerblichen Zwecke dienen jollen, der Baukonſens an 
ſich für die Errichtung der gewerblichen Anlage allein 
noch keineswegs, vielmehr iſt zu dieſer das vorgeſchriebene 
Verfahren erforderlich. 

— Den Militär-Departements-Erſatz⸗Kommiſſionen 
iſt die Ermächtigung ertheilt worden, ſolche im Auslande 
lebende Militärpflichtige, welche ihre dauernde Unbrauch⸗ 
barkeit für den Militärdienſt glaubhaft nachzuweiſen 
vermögen, auenahmeweiſe ohne perſönliche Geſtellung 
ausmuſtern zu dürfen. 

— Eine höchſt ſegensreiche Anſtalt für die zahl⸗ 
reichen unbemittelten Deutſchen Londons iſt das dortige 
unter dem Präſidium Sr. K. Hoheit des Herzogs von 
Cambridge ſtehende deutſche Hoſpital. Dasſelbe beſteht 
ſeit 23 Jahren und hat Tauſende armer Landsleute 
verpflegt und geheilt entlaſſen. In Folge eines noth⸗ 
wendig gewordenen Neubaues der Anſtalt hat das Co- 
mité noch eine Schuldenlaſt von 2000 Pfd. St., zu 
deren Deckung dasſelbe im Monat Mai d. J. in Lon⸗ 
don einen Bazar abzuhalten gedenkt und zu welchem 
das Comité aus Deutſchland Gaben aller Art erbittet. 
— In dem neuen Gebäude iſt noch ein Saal mit 
25 Betten, den man — trotz des Zudrangs zum 
Hoſpital — noch nicht in Benutzung genommen hat, 
weil man erſt die Schulden zu bezahlen gedenkt, ehe 
man neue 5 — 600 Pfd. St. jährlich ausgiebt. Fällt 
der Bazar nach Wunſch aus, ſo wird auch jener Raum 
dem Elend und der Krankheit als Aſyl geöffnet werden 
können. Hier iſt Herr T. C. Lüderitz, Reifſchläger⸗ 
ſtraße Nr. 10, beauftragt und bereit, Beiträge für das 


Ritterſchaftliche Privatbank dagegen wie bisher mit 50 auf, zu erfahren, ob dem Brande wirklich eine ſolche 


Deshalb ſoll die Verbotsbeſtüm- theilhaſter iſt. — Wir kommen noch mit 
oder ten auf den verhängnißvollen Theaterbrand zurück. Das 


1861 der einiger Maßen ſicheres Urtheil über dieſe myſteriöſe An- 


gelegenheit bilden, und dies um ſo weniger, als der 
Leumund der Verhafteten ein in hohem Grade unvor⸗ 
einigen Wor⸗ 


Loos der Familie Backtzaus ſteht dabei im Vorder⸗ 
und in Bezug hierauf wird es unſeren Leſern 
daß das 


Betten), bevor die Flammen zu ihr gedrungen waren. 
Die Hülferufe, welche vernommen wurden, ſind dem⸗ 
nach, wie dies auch ſchon gleich behauptet wurde, aus 
den Nachbarhäuſern gekommen. Die Fenſter der Zim- 
mer, worin Backhaus wohnte, waren noch geſchloſſen 
und die Scheiben erſt durch die Einwirkung der Hiße 
zerbrochen. 


Borfen⸗Berichte. 


Stettin, 24. Februar. Witterung: trübe. Tem⸗ 
peratur - 2 R. Wind S. 
Weizen Anfangs niedriger. Schluß feſter, pr. 2125 


Pfd. loco gelber inländ 6769 ½ %, feinſter 70 , 
bunter polniſcher 65-68 ½ %, weißer 68-72 We, 
ungar. 57164 , 83— 8H pfd. gelber per Frübj. 69, 
681, g bez., 68°, Br. u. Gd., Mai-Juni 69 % Od. 

Rogaen niedriger, per 2000 Pfd loco 50 —50 % 9%, 
ſchwimm. Conn. 50 ½, 50 bez, Febr. 50% Br., 
Früh. 50%, 501, . bez., Gd, Mai⸗Juni 50%, 
a bez. u. Br., Juni⸗Juli 51%, % bez u. Br. 


Hafer pr. 1300 Bid. loco 34—35 , 47 —50pfd. 
Frühjahr 34 7% Gd, Mai- Juni 341, % Gd. 
Erbſen pr. 2250 Pfd. loco Futter- 55—56, Koch⸗ 
56 ½ 57 ½ , Frühl. Futter⸗ 55 „ Br 
Mais loco 2. 23, Sn ab Bahn bez., 2 
He, 2 1 H ab Bahn. 
Br., Februar und 


2", 4 
Rüboöl behauptet, loco 95% 
Febr⸗März 9%, 3% Br., April⸗Mai 95%, % . bez., 
95, Br., Septbr.⸗Oktober 10%, „ 94 bez, 10% 
Br. u Gd. - 

Spiritus matt, looo ohne Faß 14% 19% & bez., 
per Febr.⸗März 14% 4 Br., Früoſahr 15 * bez. u. 
Br., Mai-Juni 151 94 bez., 15% Br., Juni - Juli 
1514 M bez, 15541 Br., 15 ½ Gd., Juli⸗Auguſt 152, 
As. Br., Auguft- September 16 74 Br. 

Landmarkt. 

Weizen 63—70 , Roggen 49—53 , Gerſte 
44 49 , Hafer 3335 , Erbſen 55 58 , Heu 
15-20 Hr pr. Centner, Stroh 8 10 


. 34 Februar. ____ 
Hamburg ‚ 696 6 6 9 \6 Tag.] 151 ½ bz 


Hoſpital und den Bazar anzunehmen. . 2 Mt. 150% B 
ermiſchtes. Amsterdam . 142 U 
Berlin. Die Nachricht über die Entlaſſung des „ et dre er sr 
Knaben Hancke aus dem Krankenhauſe war leider eine | nden. . Ad ar Nee . 34375 5 
verftühte; umſomehr verfrübt, als fish, wie uns geſtern Pig... 81% B 
mitgetheilt worden, der Zuftand des Knaben durch einn 81%, B 
hinzugetretenes heftiges Fieber bedenllich verichlimmert | Bromoen 2 
hat. Im Laufe des geſtrigen Tages find von Betha⸗ 807 Potersbg, 12 
nien aus telegraphiſche Depeſchen an die Behörden ge⸗ S zT 
langt, nach welchen die Hoffnung auf des unglücklichen Pisse Bann n 4 2 Lomb. 4½ & 
Kläger Knaben Geneſung ſogar ſehr ſchwankend geworden zu] Sts. Aul.5457 ...... 4 Ele 
fein ſchent. Das Wundſieber ſoll einen ſehr ernften| 8 Ne 5 Er 
Charakter angenommen haben und gab Befürchtungen | ER | 315 2 
Raum, die, wie wir zum Troſte der armen Eltern hof⸗ brit idr l. S b 30% Be 
fen wollen, ſich nicht beftätigen werden. e 4 — 
— Ans glaubwürdiger Quelle wird der „Schleſ. z Kontonb. + nanı es 1 ZE 
Zig.“ mitgetheilt, daß in dem zwiſchen Trebnitz und 55 8 RER 4 * 
Militſch gelegenen Dorſe Deutſchhammer zur Zeit wohl) „ Tape - U s e 4 u 
die älteſte Perſon Schleſiens oder vielleicht von ganze - 4 — 
Deutſchland ſich befindet: nämlich eine Frau von 120 Starg.-F. EA. . 77 15 =. 
Er ftellte demzufolge einen lan- Jahren, welche mit ihrem Schwiegerſohne aus Ober⸗ Sen d . a, | 927T7 B 
Weſentlichen dahin ging. daß ſchleſien im vorigen Jahre dorthin gezogen it. Mr ah Zee 
Köln, 22. Februar. Geſtern Nachmittag wurde | St. Schanspielh.- O.. 5 100 B 
welche Ausgaben der Stadt aus hier eine erſt ganz kürzlich nach Verbüßung einer drei- Pom. Chausseeb.- O. 5 102 B 
bereits gezahlten Kaufgelder nebſt jährigen Zuchthausſtrae aus dem biefigen Arreſthauſe . . 114% B 
entlaſſene Fraueneperſon verhaftet, welche ſich bei dem Pr. See- Assecuraus +++. .+- 4 a 
Herrn Polizei-Kommiſſar Luda bierſelbſt mit der Erklä- Pomoranis 2 4 120 B 
rung gemeldet hatte, daß fie das Theater in Brand eren a u 110 B 
ſieckt habe. Die fragliche Perſon, ihrer Angabe e auf] mal 
aus Bensberg, erklärt, daß fie Tags vorher bei dem e eee Ne 5 — 
Theater-Kaſſirer Backhaus in Dienft getreten ſei, daß N. St. Zuckersiod. +++ rer» 14 160 B 
man ihr jede, weil man mit ihr nicht zufrieden ge⸗ Mesch. Zuckerfabrik 4 2 
weſen, ſofort wieder gekündigt habe. Aus Rache habe 8 Br i 0 22 
Der Magistrat fie dann des Nachts, als die im Theater beſchäftigt ge⸗ een 
weſenen Schreiner ſich entfernt gehabt, alle Gasröhren St. Dampfschlepp G. 5 — 
aufgedrebt und angezündet, und als das noch nicht habe St. Damapfschiſl. V.. 5 
(4464 Thlr. mehr fruchten wollen, noch Sachen zuſammengetragen und in — 5 e b 
Brand geſieckt. Ferner giebt die Perſon an, fie habe, lan ee RR 3 * 
Herrn Dr. Meyer bemerkte | von Gewiſſensbiſſen „gefoltert, beichten wollen, ſei aber St. Dampfmühlo—— | 
daß die Königliche Bank von dem Geiftlicen, der fie nicht habe abſolviren wol⸗ Pommerensd. Ch. F.. 4 
len, ermahnt worden, ihre Schuld vor der Polizeibe- F 
hörde zu bekennen. Gewiß it man ſehr geſpannt dar⸗ Aen. re a scher 15 
Grabow Stadt-O bl. PM 


Gerſte pr. 1750 Pfd. loco ungariſche 40— 46 9% ° 


